
Von Reto Föllmi*

Im nächsten Jahr muss der Kan-
ton Schwyz 106 Millionen in den
interkantonalen Finanzausgleich
einzahlen, rund 700 Franken pro
Kopf der Bevölkerung. 2009 be-
trug der Betrag noch die Hälfte,
und weitere Steigerungen sind ab-
sehbar. Um diese Zunahmen zu
begrenzen, will der Kanton
Schwyz bekanntermassen eine
Standesinitiative einreichen. Ziel
ist, weniger an die mittleren Kan-
tone umzuverteilen, um den ärme-
ren Kantonen etwas mehr geben
zu können und gleichzeitig die
Geberkantone weniger zu schröp-
fen.

Warum gibt es überhaupt einen Fi-
nanzausgleich? Die Idee ist, die
Unterschiede zwischen den Kan-
tonen oder zwischen den Gemein-
den (beim interkommunalenAus-
gleich) nicht zu gross werden zu
lassen. Die altenAusgleichssyste-
me versuchten dies einfach so zu
lösen, indem man Gelder von den
Gemeinden mit hohen Überschüs-
sen zu jenen mit Defiziten bzw.
hohen Steuersätzen umverteilte.
Das Problem diesesVorgehens ist
offensichtlich: Die Geber erhöhten
einfach ihreAusgaben, um die
Überschüsse nicht zu gross werden
zu lassen und denAbgaben zu ent-
gehen. Die vielen Schwimmbäder

mit fast direktem Seeanstoss in
den Zürcher Goldküstengemein-
den sind heute noch Zeugen dafür.
Den Empfängergemeinden dage-
gen wurde meist ein maximaler
Steuersatz garantiert, was das Spa-
ren auch nicht belohnte, und de-
renAusgaben mussten mit viel
Kontrollaufwand – verbunden mit
Verlust der Eigenständigkeit –
überwacht werden.

Um diese offensichtlichenVer-
schwendungsanreize so klein wie
möglich zu halten, stellt deshalb
der moderne Finanzausgleich auf
Normkosten und -erträge ab, so
der neueAusgleich zwischen den
Kantonen, der NFA, oder der Fi-
nanzausgleich zwischen den Ge-
meinden im Kanton Schwyz. Die
Normkosten bemessen sich meist
nach der Bevölkerungszahl, deren
Dichte und eventuell weiteren
Faktoren wie Berg- oder Stadtre-
gionen im NFA. Der Normertrag
ist dann einfach durch die Steuer-
kraft gegeben. DerAusgleichsbe-
trag ist also nicht mehr direkt da-
von abhängig, wie viel eine Kör-
perschaft ausgibt oder wie hoch
ihr Steuerfuss ist. Es ist somit nicht
mehr möglich, die Finanzaus-
gleichszahlungen zu reduzieren,
indem man einfach dieAusgaben
erhöht; der Bau eines neuen
Schwimmbades kann so nur über
Steuererhöhungen bezahlt wer-
den.

Der grosse Fortschritt des NFA
liegt darin, dass er den Empfänger-
gemeinden oder -kantonen die
Autonomie zurückgibt. Idealer-
weise erhält ein Gemeinwesen die
Mittel, die zur Erfüllung eines ein-
fachen Bedarfs nötig sind. Möchte
die Gemeinde ihren Einwohnern
mehr bieten, kann sie das über er-
höhte Steuern finanzieren. Umge-
kehrt kann sie auch die Steuern
senken, wenn sie sich für eine

schlanke Infrastruktur entscheidet.
Wenn also Empfängerkantone
oder -gemeinden denAusgleich
nutzen, um ihre Steuern zu sen-
ken, ist das ihr gutes Recht. Das
mag das zwar die Geber verständ-
licherweise ärgern, ist aber ein na-
türliches Ergebnis des Steuerwett-
bewerbs, der mit einem funktio-
nierenden Finanzausgleich erst er-
möglicht wird.

Die Akzeptanz des eigentlich posi-
tiven Steuerwettbewerbs hängt
wesentlich von einem funktionie-
renden Finanzausgleich ab. Die
Gegner führen häufig ins Feld, Or-
te mit tiefen Steuern zögen noch
weitere gute Steuerzahler an, was
ihnen erlaubt, die Steuern noch
mehr zu senken. Ein solch ver-
hängnisvolles Rennen nach unten,
wenn es denn überhaupt stattfän-
de, wird aber gerade durch den Fi-
nanzausgleich verhindert: Er lässt
Unterschiede zu, aber beschränkt
automatisch deren Umfang. Ja,
wenn man genau hinschaut, führt
ein gut gestalteter Finanzausgleich
sogar zu wenigerVerschwendung
bei den Gebergemeinden.Aus ei-
gener Erfahrung als Höfner scha-
det es der Haushaltsdisziplin
nicht, wenn einTeil von unerwar-
tet hohen Steuererträgen abgege-
ben werden muss. Es ist nicht si-
cher, ob sonst alle diese zusätz-
lichen Einnahmen den Einwoh-
nern mit tieferen Steuern (oder
nützlichen Einrichtungen) zurück-
gegeben worden wären.

Ohne Gefahren ist der «neue»
Finanzausgleich dennoch nicht.
Zwar bestehen keineVerschwen-
dungsanreize mehr, dennoch ist
aber die Strafe von liederlicher
Haushaltspolitik immer noch ein-
geschränkt.Wenn ein Kanton des-
halb hohe Steuern aufweist und
somitArbeitsplätze und Steuer-
zahler verliert, kann er sich den-

noch gemütlich im Finanzaus-
gleich einrichten: Der einst stolze
Kanton Bern erhält Jahr für Jahr
mehr als eine Milliarde aus dem
NFA. Die Lösung kann nur darin
bestehen, dass derAusgleich nicht
zu stark ist, damit auf einen Ge-
winn an Steuerkraft tatsächlich
tiefere Steuern oder bessere Leis-
tungen möglich werden. Derart
ausgestaltet, muss der Kanton
Schwyz auch Steuer-«Dumping»
von Empfängerkantonen nicht
fürchten:Auch mit Finanzaus-
gleich hat der Empfänger weniger
Ressourcen als der Durchschnitt,
und somit können systematisch
tiefere Steuern imVergleich zu
den Gebern gar nicht nachhaltig
sein – es sei denn, der Geberkan-
ton erbringe seineVerwaltungsleis-
tungen besonders ineffizient.

Es hat immer weniger Kantone
über dem Durchschnitt als darun-
ter, weil der Durchschnitt von we-
nigen Erfolgreichen in die Höhe
gezogen wird. Somit befinden sich
die Geberkantone oder -gemein-
den immer in der Minderheit. Ein
funktionierenderAusgleich muss
dasWachstum der gesamten Um-
verteilungssumme im Rahmen hal-
ten, aber dennoch genug auszah-
len, dass die Strukturschwachen
am Erfolg der Starken zumindest
teilweise partizipieren können.
Deren Erfolg ist aber nur möglich,
wenn das ganze System nicht aus
den Fugen gerät. EinAusgleich mit
Augenmass ist darum auch im Sin-
ne der Empfängerkantone.
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